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Bremen, 08.03.2021

Bericht 
des Vorsitzlandes

zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabteilungsleiter 
der Länder (GKVS) am 17./18. März 2021 (Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK) 
am 15./16. April 2021 (Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

TOP 6.5
Gewährleistung von Gleichbehandlung und Rechtssicherheit bei der 
Anwendung des Straßenverkehrsrechts

Auf die, seitens des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) 

BMVI vom 16.4.2020 an die in den Ländern zur Durchführung der Straßenverkehrsord-

nung (StVO) zuständigen Behörden gerichtete Bitte, angesichts der in Folge der pande-

miebedingten Kontakt- und Mobilitätsbeschränkungen verlangsamten und erschwerten 

Wirtschaftsabläufe usw. kurzfristig und zeitlich befristet, großzügigeren Gebrauch von der 

Anwendung des sogenannten Opportunitätsprinzips zu machen, entgegnete die IMK mit 

dem Hinweis, dass die Anwendung des Opportunitätsprinzips im Ordnungswidrigkeits-

verfahren mit dem Ziel einer generellen, auf bestimmte Umstände oder Fallgruppen be-

zogenen Nichtanwendung straßenverkehrsrechtlicher Normen nur in speziellen Einzel-

fällen geeignet sei, ein ausreichendes Maß an Rechtssicherheit für die Verkehrsteilneh-

menden herzustellen.

Im Übrigen verweist sie auf die Möglichkeit, Rechtsklarheit und -verbindlichkeit für Ver-

kehrsteilnehmende und Kontrollkräfte im Wege des Erlasses von Ausnahmeregelungen 

gemäß § 46 Absatz 2 StVO zu begegnen und weist die seitens des BMVI gestellte Bitte 

damit wieder zurück.

Ihrerseits bittet sie die Verkehrsministerkonferenz um Erörterung und dürfte damit gleich-

zeitig erklärt haben, dass die in Rede stehenden Landesbehörden – jedenfalls nicht for-

mal – zu einer, wie von Seiten des BMVI angeregt, großzügigeren Anwendung des § 47 

Absatz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) aufgefordert werden.

Nach § 47 Absatz 1 OWiG liegt die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten bereits nach 

geltendem Recht im pflichtgemäßen Ermessen der Verfolgungsbehörde. Weil sie das 

Verfahren einstellen kann, solange es bei ihr anhängig ist, könnte sie auch von der Ver-

folgung eines Tatbestandes ganz oder teilweise absehen, soweit dies aus Gründen der 
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Opportunität im Einzelfall, zum Beispiel im Zusammenhang mit wichtigen Transporten 

o.ä. geboten erscheint. Hierauf zielte der Vorschlag des BMVI.

Weil es aktuell nicht opportun erscheint, die in Rede stehende und an sich sehr bewährte 

und funktionsgerechte Gesetzeslage zu modifizieren, wird vorgeschlagen, keine weiteren 

Anfragen in dieser Sache an die IMK zu richten. Es wird deshalb empfohlen, die Be-

schlusslage der IMK zur Kenntnis zu nehmen und die IMK insoweit über die Kenntnis-

nahme seitens der VMK zu unterrichten.
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